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Für die rasche Durchsetzung der neuen Grundsätze der Strafpolitik
Von WOLFGANG WEISE, Oberreferent im Ministerium der Justiz 

Bericht von der zentralen Arbeitstagung des Ministeriums der Justiz am 3. Juli 1956

Aufgabe der zentralen Arbeitstagung vom 3. Juli 1956 
war es, die von den leitenden Justizfunktionären 
der Bezirke nach den Konferenzen der Richter 
und Staatsanwälte gezogenen Schlußfolgerungen und 
die bisherigen Erfahrungen in der Durchsetzung der 
neuen Maßstäbe der Strafpolitik für die weitere 
Arbeit zu verallgemeinern. Es war deshalb wesentlich, 
daß jeder Leiter der Justizverwaltungsstelle ein zu­
verlässiges Bild seines Bezirkes vermitteln konnte.

Der Minister eröffnete die Besprechung und wies 
dabei auf die dem Ministerium bisher bekannt gewor­
dene rückläufige Entwicklung der zur Anklage ge­
langenden Strafsachen hin. Auch nach unseren neuen 
Prinzipien, bei sorgfältigster Prüfung der Gesellschafts­
gefährlichkeit einer Handlung, konnten manche Zahlen 
keine reale Widerspiegelung der tatsächlichen Krimi­
nalität sein.

Die Berichte der Leiter brachten eine Reihe recht 
anschaulicher Beispiele, die auch geeignet waren, ein 
Bild über die Situation in den jeweiligen Bezirken zu 
vermitteln. Es kann aber einigen Diskussionsrednern 
der Vorwurf der schlechten Vorbereitung nicht erspart 
bleiben. Für die Zukunft wird es gut sein, wenn die 
Bezirke zu solchen Tagungen Konspekte mit dem 
wesentlichsten Tatsachenmaterial anfertigen und dem 
Justizministerium davon eine Abschrift überlassen. 
Hierdurch wird auch der Vertreter eines Leiters in die 
Lage versetzt sein, konkrete Angaben machen zu 
können.

Der gesamte Diskussionsstoff läßt sich zu vier 
großen, gleich bedeutenden Komplexen zusammen­
fassen:

1. Die Entwicklung des Arbeitsanfalls und die Zu­
sammenarbeit mit den übrigen Organen der Straf­
verfolgung.

2. Die Wahrung der Gesetzlichkeit, insbesondere der 
Rechte der Bürger, im Strafverfahren und die 
Durchsetzung der neuen Grundsätze der Straf 
Politik in den Entscheidungen der Gerichte.

3. Die Verbesserung der Mitarbeit der Schöffen und 
die politische Massenarbeit.

4. Die Verbesserung der operativen Arbeit (Anleitung 
und Kontrolle).

I
Aus der Mehrzahl der Bezirke wurde für das zweite 

Quartal ein mehr oder weniger starkes Absinken der 
Eingänge in Strafsachen gemeldet; wo eine derartige 
Bewegung nicht beobachtet wurde, fehlten auch meist 
die kontreten Unterlagen. Daß der bloße Vergleich von 
Quartal zu Quartal nicht geeignet sein kann, ein ob­
jektives Bild zu vermitteln, machte der Leiter der 
JVSt Rostock deutlich, der nachwies, daß in den ersten 
Wochen des II. Quartals besonders hohe Eingangs­
ziffern zu verzeichnen waren, während es erst im Juni 
zu einem rapiden Rückgang kam. Dennoch bleibt die 
Tatsache beachtlich, daß bei einigen Kreisgerichten 
selbst im Juni kein Absinken, sondern eher ein Anstei­
gen der Eingänge zu verzeichnen ist. Über die Ursachen 
dieser Erscheinung war noch keine Klarheit zu ge­
winnen, jedoch besteht Anlaß zu der Vermutung, daß 
einige Kreisgerichte sich im Schlepptau der noch nach

alten Grundsätzen arbeitenden Staatsanwaltschaft be­
finden. Klar ist soviel, daß der Arbeitsanfall bei den 
Gerichten nur eine Widerspiegelung der Situation bei 
der Staatsanwaltschaft und der Volkspolizei sein kann.

Daß gewisse Fehlerquellen schon bei den Ermittlungs­
organen liegen und sich dann bei der Staatsanwalt­
schaft sowie bei den Gerichten fortsetzen, zeigt eine 
Reihe von Beispielen aus verschiedenen Bezirken.

Es geht selbstverständlich nicht an, daß dort, wo ein 
gerichtliches Verfahren notwendig und vorgeschrieben 
ist, unzulässigerweise mit polizeilichen Strafverfügun­
gen gearbeitet oder die Einleitung eines Ermittlungs­
verfahrens vom Entstehen eines „Mindestschadens“ ab­
hängig gemacht wird, der in einem Fall auf 50 DM, 
in einem anderen sogar auf 100 DM festgesetzt wurde! 
Eine derartige Verfahrensweise widerspricht dem Ge­
setz und wird keinesfalls der Bedeutung des persön­
lichen erarbeiteten Eigentums unserer Bürger gerecht.

Auch die Frage einzelner Untersuchungsorgane, ob 
ihre Ermittlungen noch einen „Sinn“ hätten, wenn es 
nur zu einer geringen oder auch gar keinen Bestrafung 
kommt, ist falsch gestellt und zeigt, daß die erzieheri­
schen Aufgaben des Strafrechts noch verkannt werden. 
Der Vorschlag des Leiters der Justizverwaltungsstelle 
Karl-Marx-Stadt, der Volkspolizei zu empfehlen, 
Staatsanwälte und Richter für die Abhaltung von 
Seminaren über die Probleme der Strafpolitik heran­
zuziehen, fand deshalb auch die Unterstützung der 
Sprecher aus den anderen Bezirken.

Ein weiteres Beispiel kameradschaftlicher Hilfe und 
Zusammenarbeit gab der Bezirk Halle. Um die neuen 
Grundsätze der Strafpolitik rasch und reibungslos 
durchzusetzen, haben dort die an der Strafverfolgung 
beteiligten Organe eine gemischte Kommission ge­
bildet, die in einigen Kreisen Untersuchungen anstellte 
und Anleitung gab.

Auf die Fruchtbarkeit der regelmäßigen Besprechun­
gen der Behördenleiter der Strafverfolgungsorgane 
wurde von verschiedenen Seiten hingewiesen. In 
Rostock finden solche Besprechungen zu allen wichti­
gen Problemen statt. Sie sind geeignet, den Beteiligten 
einen allseitigen Überblick über die Entwicklung der 
Kriminalität im Bezirk zu vermitteln und so durch die 
laufende Beobachtung der tatsächlichen Kriminalität, 
die Untersuchung ihrer Ursachen und die richtige Ein­
schätzung der Schwerpunkte eine ständige Verbesse­
rung der Tätigkeit aller Straforgane zu erreichen. In 
Berlin werden die Ergebnisse dieser Zusammenkünfte 
fixiert und in regelmäßig kontrollierten Beschlüssen 
festgelegt. Arbeitstagungen auf breitester Grundlage 
in den Kreisen durchzuführen, war der ebenfalls dem 
Ziel der Verbesserung der Strafpolitik dienende Vor­
schlag des Direktors des Bezirksgerichts Cottbus. An 
ihnen sollen neben Justiz, Staatsanwaltschaft und VP 
auch das AZKW, Volksvertreter und andere inter­
essierte Organe teilnehmen.

Auf jeden Fall müssen die bereits auf den Bezirks­
konferenzen zustande gekommenen Kontakte zwischen 
Gericht, Staatsanwaltschaft und U-Organen unter dem 
Gesichtspunkt der Festigung der Gesetzlichkeit bei­
behalten und weiter ausgebaut werden.
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